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1. Rechtsgrundlagen 

Die Musterweiterbildungsordnung der Bundesärztekammer bzw. die Weiterbildungsord-
nungen der Landesärztekammern werden in regelmäßigen Abständen überarbeitet. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss ist gehalten, Angaben zur Qualifikation von Ärzten, die 
sich auf die Weiterbildungsordnungen der Landesärztekammer beziehen, entsprechend 
den jeweiligen dort verwendeten Begrifflichkeiten zu verwenden. Aufgrund der Änderungen 
der Musterweiterbildungsordnung und den folgenden Anpassungen in den Weiterbildungs-
ordnungen der Länder, ist damit eine Änderung der Richtlinien des Bundesausschusses in 
Abschnitt F erforderlich geworden. 
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2. Eckpunkte der Entscheidung 

 

 
2.1 Neuformulierung von Gebietsbezeichnungen 

Die Änderungen in Abschnitt F I. Konsiliarbericht und Qualifikation der ihn abgebenden Ärz-
te vollziehen zwei Änderungen in den Gebietsbezeichnungen der Arztgruppen nach, die in 
Nummer 2. als für die Abgabe eines Konsiliarberichtes vor einer psychotherapeutischen 
Behandlung von Kindern berechtigt aufgelistet werden. Kinderärzte erhielten in der Mus-
terweiterbildungsordnung der Bundesärztekammer bzw. in den Weiterbildungsordnungen 
der Landesärztekammern die Gebietsbezeichnung „Fachärzte für Kinder- und Jugendmedi-
zin“, Kinder- und Jugendpsychiater erhielten die Gebietsbezeichnung „Fachärzte für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie“. 

 

2.2 Einfügung in Abschnitt F III Gutachterverfahren 
Die Psychotherapie-Richtlinien legen in Abschnitt F III fest, dass bei psychoanalytisch be-
gründeter Psychotherapie und bei Verhaltenstherapie der Antrag mit dem Bericht des The-
rapeuten durch einen bestellten Gutachter zu prüfen ist. F III Nummer 2. formuliert die Aus-
nahme von diesem Regelfall für die Kurzzeittherapie. Es werden zwei Voraussetzung für 
die Befreiung von der Begründungspflicht formuliert: (1) 35 Therapiegenehmigungen im 
Gutachterverfahren aufgrund von Erstanträgen von Patienten und (2) Nachweis, dass die 
Therapien persönlich durchgeführt wurden. Diese zweite Bedingung führte in der Praxis zu 
Anfragen, ob auch Therapien von Psychotherapeuten in Weiter- bzw. Ausbildung, welche 
Patienten unter Supervision behandeln, auf die geforderte Zahl von 35 Therapien ange-
rechnet werden könnten. 

Die Einfügung der Wörter „und eigenverantwortlich“ präzisiert die schon seit Inkrafttreten 
der Regelung bestehende Absicht der Regelung in F III. Sinn und Zweck der geforderten 35 
Therapiegenehmigungen im Gutachterverfahren mit dem Nachweis, dass die Therapien 
persönlich durchgeführt wurden, ist, dass eine Befreiung von der Begründungspflicht dann 
ausgesprochen werden kann, wenn dem Antragsteller eine ausreichende Erfahrung in ei-
genverantwortlicher Diagnostik und Therapie im Rahmen der Richtlinienpsychotherapie un-
terstellt werden kann. Therapien, die nicht eigenverantwortlich im Rahmen der Weiter- bzw. 
Ausbildung durchgeführt wurden, tragen nicht zu dem in den Richtlinien geforderten Erfah-
rungsschatz bei. Sie können nicht auf den Befreiungstatbestand angerechnet werden.  

 

 

3. Verfahrensablauf 
 
Gremium Datum Beratungsgegenstand 

UA PT 24.09.2007 Beratung der redaktionellen Änderungen 

UA PT 15.10.2007 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

UA PT 13.11.2007 Beratung der eingegangenen Stellungnahmen nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

G-BA 20.12.2007 Beschluss zur Änderung der Psychotherapie-Richtlinien 
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4. Würdigung der Stellungnahmen 

Die Bundespsychotherapeutenkammer hat keine Stellungnahme abgegeben. 

 

4.1 Stellungnahme der Bundesärztekammer (BÄK)  

Die BÄK stimmt dem Beschlussentwurf zu. Sie führt an, dass sie davon ausgehe, 
dass Fachärzte mit den „alten“ Gebietsbezeichnung „Kinderheilkunde“ bzw. „Kinder 
und Jugendmedizin“ sowie „Kinder- und Jugendpsychiatrie“ nicht von der Berechti-
gung zur Abgabe eines Konsiliarberichts vor einer psychotherapeutischen Behand-
lung von Kindern ausgeschlossen werden sollen. 
 
 
Beratungsergebnis im Unterausschuss Psychotherapie 

Die Auffassung der BÄK wird bestätigt: Es wird rein redaktionelle eine Aktualisie-
rung in den Gebietsbezeichnungen der Arztgruppen nachvollzogen, die Regelungen 
gelten dabei nach wie vor auch für Fachärzte, die noch die „alten“ Gebietsbezeich-
nungen führen.  
 
 
 
Siegburg, den 20. Dezember 2007 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
 

Der Vorsitzende 

Hess 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfah-
rens 

5.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat mit Schreiben vom 15.10.2007 an Bundesärzte-
kammer und Bundespsychotherapeutenkammer das Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 
Abs. 8a SGB V eingeleitet. Länge der Frist war bis zum 12.11.2007. 

Nur die Bundesärztekammer hat eine Stellungnahme mit Datum vom 12.11.2007 abgege-
ben. 

Der Unterausschuss hat die inhaltlichen Anmerkungen und Änderungsvorschläge der BÄK 
in seiner Sitzungen am 13.11.2007 beraten. 
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5.1.1 Stellungnahme der BÄK 
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6. Anhang 

 
6.1.1 Text des Anschreibens 

 
Sehr geehrte Frau Dr. Klakow-Franck / Sehr geehrter Herr Prof. Richter 
 
der Unterausschuss „Psychotherapie“ des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 91 
Abs. 5 Satz 2 SGB V hat zwei Richtlinienänderungsentwürfe konsentiert: 
 
- Definition „Verfahren, Methode, Technik“ 
- Redaktionelle Änderungen in Abschnitt F 
 
Anbei übersenden wir Ihnen die Anhörungsentwürfe mit den vorgeschlagenen Änderungen 
der Psychotherapie-Richtlinien und Erläuterungen dazu. Unter Hinweis auf Ihre Pflicht zur 
vertraulichen Behandlung der Beschlussvorlage möchten wir Ihnen Gelegenheit zur Abga-
be einer schriftlichen Stellungnahme im Rahmen Ihres Anhörungsrechts nach § 91 Abs. 8a 
SGB V bis zum 12. November 2007 geben. 
 
Ihre Stellungnahme senden Sie bitte auch in elektronischer Form als MS-Word-Datei an 
folgende E-Mail Adresse: christof.wiesner@g-ba.de 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
i.A. Christof Wiesner 
Referent 
 
 
Anlagen 
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6.1.2 Stellungnahmeentwurf 
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6.1.3 Erläuterung 
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